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Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom
17. November 2015 und der Bescheid des Beklagten vom 6. MÃ¤rz 2014 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4. April 2014 aufgehoben.

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger seine notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r
beide Instanzen zu erstatten. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beigeladenen sind
nicht erstattungsfÃ¤hig.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die ZurÃ¼cknahme der Leistungsbewilligung fÃ¼r
den Zeitraum vom 1. Mai 2014 bis 30. Juni 2014.

Der 1967 geborene KlÃ¤ger schloss nach dem Besuch der Hauptschule keine
Ausbildung ab und arbeitete mit Unterbrechungen durch Zeiten der Arbeitslosigkeit
zuletzt 1994 versicherungspflichtig. Ein Grad der Behinderung von 60 und das
Merkzeichen G waren festgestellt.

Der KlÃ¤ger bezog zunÃ¤chst Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG)
und sodann ab 1. Januar 2005 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem SGB II. Nach einer gutachterlichen Ã�uÃ�erung des Ã�rztlichen Dienstes
der Agentur fÃ¼r Arbeit Limburg vom 30. Juni 2006 bestand beim KlÃ¤ger eine
dauerhafte LeistungsunfÃ¤higkeit fÃ¼r TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes. Zum August 2006 stellte die
damalige "Arbeitsgemeinschaft Limburg-Weilburg" diese Leistungen mit der
BegrÃ¼ndung ein, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit weggefallen sei (Bescheid vom 18.
Juli 2006). Ab August 2006 gewÃ¤hrte der Beklagte dem KlÃ¤ger Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. Kapitel SGB XII. Im
September 2013 ersuchte der Beklagte die Deutsche Rentenversicherung Hessen
nach Â§ 45 SGB XII um die PrÃ¼fung, ob weiterhin eine Erwerbsminderung bestehe.
Mit Bescheid vom 23. Januar 2014 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r
Februar 2014 bis 30. Juni 2014 in HÃ¶he von 941,48 Euro monatlich. Mit Schreiben
vom 24. Februar 2014, eingegangen beim Beklagten am 3. MÃ¤rz 2014, teilte die
Deutsche Rentenversicherung Hessen mit, nach dem Ergebnis ihrer Ã¤rztlichen
Untersuchung sei der KlÃ¤ger nicht dauerhaft voll erwerbsgemindert, sondern
kÃ¶nne unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes noch
mindestens 3 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein.

Mit Bescheid vom 6. MÃ¤rz 2014 hob der Beklagte den Bescheid vom 23. Februar
2014 gem. Â§ 48 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� auf und stellte die
Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII mit Ablauf des 31. MÃ¤rz 2014 ein, weil
keine dauerhafte volle Erwerbsminderung vorliege. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger
am 13. MÃ¤rz 2014 mit der BegrÃ¼ndung Widerspruch, dass er auf Dauer
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erwerbsunfÃ¤hig sei, was sich schon aus einem amtsÃ¤rztlichen Gutachten aus
dem Jahr 2006 ergebe, seither habe sich sein Gesundheitszustand verschlechtert.
Mit Widerspruchsbescheid vom 4. April 2014 wies der Beklagten den Widerspruch
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Nach den bindenden Feststellungen der DRV Hessen
sei der KlÃ¤ger nicht dauerhaft voll erwerbsgemindert.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 23. April 2014 Klage zum Sozialgericht Wiesbaden
erhoben. Das Sozialgericht hat die Akte der Deutschen Rentenversicherung Hessen
einschlieÃ�lich des Gutachtens der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Sozialmedizin
C. vom 12. Februar 2014 auf Grundlage der Untersuchung am 10. Februar 2014
beigezogen, wonach die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers wegen einer
Lungenerkrankung qualitativ eingeschrÃ¤nkt sei, er aber trotzdem vollschichtig
leichte TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben kÃ¶nne. Das Sozialgericht hat weiter Befundberichte
eingeholt bei dem behandelnden Internisten und Lungenfacharzt D., D-Stadt, vom
27. August 2014 und bei der HausÃ¤rztin Dr. E., A-Stadt, vom 11. September 2014.
Das Sozialgericht hat auÃ�erdem ein medizinisches Gutachten bei Dr. F., Facharzt
fÃ¼r Allgemeinmedizin, Facharzt fÃ¼r Physikalische und Rehabilitative Medizin, F-
Stadt, eingeholt. Auf die Untersuchung des KlÃ¤gers am 8. Dezember 2014 hat er in
sein Gutachten vom 5. Januar 2015 ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch
leichte Arbeiten mindestens sechs Stunden tÃ¤glich mit EinschrÃ¤nkungen
verrichten.

Mit Beschluss vom 22. April 2015 hat das Sozialgericht hat das Jobcenter Limburg-
Weilburg beigeladen.

Der KlÃ¤ger hat vorgetragen, sein Gesundheitszustand habe sich seit der ersten
Feststellung seiner dauerhaften ErwerbsunfÃ¤higkeit durch den medizinischen
Dienst der Arbeitsagentur im Juli 2006 verschlechtert, nicht verbessert. Vielmehr sei
ein Diabetes mellitus hinzugetreten und er sehe schlechter. Er sei nicht in Lage,
Laufwege innerhalb eines Betriebes oder zu Arbeitsort zurÃ¼ckzulegen. Er hat ein
Attest seiner HausÃ¤rztin vom 13. April 2015 vorgelegt, wonach er nicht mehr als 3
Stunden tÃ¤glich arbeiten kÃ¶nne. AuÃ�erdem habe er, weil er weder eine
Berufsausbildung noch einen FÃ¼hrerschein habe, keine Aussicht, einen
Arbeitsplatz im Landkreis Limburg-Weilburg zu finden. Der Arbeitsmarkt sei konkret
verschlossen.

Der Beklagte hat auf den Widerspruchsbescheid und die Gutachten verwiesen, die
von der Deutschen Rentenversicherung und im Gerichtsverfahren erstellt worden
sind. Auf die Arbeitsmarktsituation im Landkreis Limburg komme es nicht an.

Der Beigeladene hat sich den AusfÃ¼hrungen des Beklagten angeschlossen.

Mit Urteil vom 17. November 2015 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die
Klage sei als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage statthaft, Â§ 54 Abs. 1,
Abs. 4 SGG. Sie sei aber nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger seit durch die
angegriffenen Bescheide nicht in seinen Rechten verletzt. Er habe keinen Anspruch
auf Leistungen nach dem 4. Kapitel des SGB XII. Der KlÃ¤ger sei erwerbsfÃ¤hig. Es
bestehe keine Erwerbsminderung. Das Gericht stÃ¼tze sich dabei auf die
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Ã¤rztlichen Befundberichte und auf die inhaltlich nachvollziehbaren und im Ergebnis
Ã¼bereinstimmenden Gutachten von Frau C. vom 12. Februar 2014 aus dem
PrÃ¼fungsverfahren der Deutschen Rentenversicherung Hessen und von Dr. F. vom
5. Januar 2015 aus dem Gerichtsverfahren. Danach lÃ¤gen beim KlÃ¤ger mehrere
Erkrankungen vor: Er leide an einer chronischen obstruktiven Lungenerkrankung
mit Emphysem, an einer Blutzuckererkrankung, Bluthochdruck, einem Hautekzem,
einem Bauchdeckenbruch und Magenbeschwerden. Dagegen halte das Gericht die
von der HausÃ¤rztin angegebene depressive StÃ¶rung nicht fÃ¼r nachgewiesen.
Denn insoweit fehle es an einer fachÃ¤rztlichen Diagnose, auch eine Ã¤rztliche oder
psychotherapeutische Behandlung finde nicht statt. Beide Gutachten befassten sich
mit der psychischen Situation des KlÃ¤gers, stellten aber keine depressive StÃ¶rung
mit Krankheitswert fest. Die nachgewiesenen Erkrankungen fÃ¼hrten auch zu
FunktionseinbuÃ�en. Die Lungenerkrankung schrÃ¤nke die kÃ¶rperliche
Belastbarkeit generell ein und fÃ¼hre dazu, dass der KlÃ¤ger
WitterungseinflÃ¼sse, starke Temperaturschwankungen und Luftbelastungen
vermeiden mÃ¼sse. Wegen der Blutzuckererkrankung sei der KlÃ¤ger auf einen
regelmÃ¤Ã�igen Tagesablauf angewiesen. Die Hauterkrankung fÃ¼hre dazu, dass
er sich weder starken Luftbelastungen noch hautreizenden Stoffe aussetzen sollte.
Diese FunktionseinbuÃ�en fÃ¼hrten zu qualitativen EinschrÃ¤nkungen des
LeistungsvermÃ¶gens. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten in Ã¼berwiegend sitzender Haltung und in Tagschicht ausÃ¼ben, er
mÃ¼sse sich dabei in geschlossenen RÃ¤umen aufhalten, in denen er keinen
lungen- oder hautreizenden Stoffen ausgesetzt sei. Eine quantitative
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens auf unter 3 Stunden folgt aus den
Erkrankungen aber nicht. Auf die tatsÃ¤chlichen Chancen auf dem Arbeitsmarkt
komme es nach der ausdrÃ¼cklichen Formulierung des Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nicht
an. Daher seien weder die â�� nach Vortrag des KlÃ¤gers â�� angespannte
Arbeitsmarktlage in D-Stadt noch der Umstand, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber keinen
FÃ¼hrerschein und keine abgeschlossene Berufsausbildung verfÃ¼ge und vor mehr
als 20 Jahren zuletzt berufstÃ¤tig gewesen sei, hier beachtlich.

Gegen das ihm am 19. November 2015 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 13.
Dezember 2015 Berufung beim Hessischen Landessozialgericht eingelegt.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, der depressiven Erkrankung sei ein entsprechendes Gewicht
beizumessen. Dass er bis Juni 2016 nicht in psychotherapeutischer Behandlung
gestanden habe, liege daran, dass er Monate auf einen Therapieplatz habe warten
mÃ¼ssen. Er werde nun mit einem Antidepressivum behandelt, die
Lungenerkrankung habe sich verschlechtert, ebenso der Diabetes mellitus.
Aufgrund der Vielzahl der bestehenden Erkrankungen sei er daran gehindert,
irgendeiner ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Mit der Vielzahl bei ihm bestehender
EinschrÃ¤nkungen sei er chancenlos, in Arbeit vermittelt zu werden. Er sei nicht in
der Lage 4x500m zu laufen. Die nicht vorhandene Belastbarkeit erlaube es nicht,
einer beruflichen TÃ¤tigkeit Ã¼ber drei Stunden nachzugehen, der Arbeitsmarkt sei
verschlossen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom 17. November 2015 und den Bescheid
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des Beklagten vom 6. MÃ¤rz 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4.
April 2014 aufzuheben,
hilfsweise,
die SachverstÃ¤ndigen Dr. F. und Prof. Dr. G. zur ErlÃ¤uterung ihrer
SachverstÃ¤ndigengutachten vom 5. Januar 2015 und vom 29. Januar 2018 zu
laden.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte trÃ¤gt vor, die depressive StÃ¶rung habe keinen Krankheitswert. Auf
die tatsÃ¤chlichen Chancen am Arbeitsmarkt komme es nicht an. Der Bescheid vom
23. Januar 2014 sei zum Zeitpunkt seines Erlasses der Bescheid vom 23. Januar
2014 rechtmÃ¤Ã�ig gewesen, weil eine â�� nach Â§ 45 SGB XII â�� bindende
Entscheidung des RentenversicherungstrÃ¤gers nicht vorgelegen habe, Die
gutachtliche Stellungnahme sei erst am 3. MÃ¤rz 2014 beim Beklagten
eingegangen sei. Bis dahin habe die Stellungnahme der Agentur fÃ¼r Arbeit vom
30. Juni 2006 gegolten, wonach der KlÃ¤ger auf Dauer erwerbsunfÃ¤hig im Sinne
des SGB II gewesen sei.

Der Beigeladene stellt keinen Antrag.

Der Beigeladene trÃ¤gt vor, aufgrund der beim KlÃ¤ger bestehenden vielfÃ¤ltigen
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen sei der KlÃ¤ger auÃ�erstande, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich tÃ¤tig zu werden.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Beiziehung von Befundberichten der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie
Dr. H. vom 22. September 2016, der HausÃ¤rztin Dr. E. vom 10. Oktober 2016 und
des Internisten D. vom 4. November und 7. Dezember 2016. Der Senat hat ferner
ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten bei Dr. J. vom 17. April 2017 und ein
arbeitsmedizinisch-fachinternistischen SachverstÃ¤ndigengutachten bei Prof. Dr. G.,
G-Stadt, vom 29. Januar 2018 nach Untersuchung am 25. Januar 2018 sowie eine
ergÃ¤nzende Stellungnahme nach Aktenlage vom 19. April 2018.

Wegen des Sach- und Streitstandes im Einzelnen wird auf den Inhalt der Gerichts-
und der Verwaltungsakten des Beklagten sowie des Beigeladenen, die Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid des Beklagten vom 6. MÃ¤rz 2014 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4. April 2014. Die hiergegen gerichtete
Klage ist als Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
zulÃ¤ssig, da sich das Begehren des KlÃ¤gers auf die Kassation des Bescheids der
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Beklagten vom 6. MÃ¤rz 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4.
April 2014 richtet. Es handelt sich hierbei um einen rein belastenden
Verwaltungsakt, mit dem der Beklagte den Leistungsbescheid vom 23. Januar 2014
zum 31. MÃ¤rz 2014 aufgehoben hat.

Die Klage ist auch begrÃ¼ndet, denn der Bescheid des Beklagten vom 6. MÃ¤rz
2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4. April 2014 ist rechtswidrig
und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten, weil der Beklagte bei RÃ¼cknahme des
Bescheids vom 23. Januar 2014, mit dem er mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft die
LeistungsgewÃ¤hrung nach dem SGB XII eingestellt hat, jedenfalls kein Ermessen
ausgeÃ¼bt hat.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den RÃ¼cknahmebescheid ist Â§ 45 Abs. 1 und 2 Zehntes
Sozialgesetzbuch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X),
danach darf ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen
Vorteil begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), soweit
er rechtswidrig ist, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den
EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden. Ein
rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt darf nach nicht
zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Das Vertrauen ist
in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte Leistungen
verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder
nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann. Auf Vertrauen
kann sich der BegÃ¼nstigte nicht berufen, soweit 1. er den Verwaltungsakt durch
arglistige TÃ¤uschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 2. der Verwaltungsakt
auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig gemacht hat, oder 3. er die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit
nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte die
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat.

ZunÃ¤chst handelte es sich bei dem Bescheid vom 23. Januar 2014 um einen
begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt, denn der Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger damit
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB
XII fÃ¼r den Zeitraum Februar 2014 bis einschlieÃ�lich Juni 2014.

Der Verwaltungsakt war auch â�� entgegen der Auffassung des Beklagten, der von
einer wesentlichen Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse im Sinne von Â§ 48
SGB X ausgegangen ist â�� anfÃ¤nglich rechtswidrig, da der KlÃ¤ger bereits seit
dem 29. Juli 2013 nicht mehr zum leistungsberechtigten Personenkreis nach dem
SGB XII gehÃ¶rt. Personen, die nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II)
â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende â�� als ErwerbsfÃ¤hige
leistungsberechtigt sind, erhalten keine Leistungen fÃ¼r den Lebensunterhalt nach
dem SGB XII (Â§ 21 Satz 1 SGB XII).
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Der KlÃ¤ger ist erwerbsfÃ¤hig nach Â§ 8 Abs. 1 SGB II. ErwerbfÃ¤hig ist danach, wer
nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit auÃ�erstande ist, unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Diese Voraussetzungen liegen zur
Ã�berzeugung des Senats nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme vor.

Hierbei stÃ¼tzt sich der Senat maÃ�geblich auf das arbeitsmedizinisch-
fachinternistische SachverstÃ¤ndigen Gutachten des Prof. Dr. G. vom 29. Januar
2018, nach dem beim KlÃ¤ger zwar eine chronisch-obstruktive
Atemwegserkrankung mit Lungenemphysem, der Notwendigkeit einer anti-
obstruktiven Dauermedikation und EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit, eine
Sensibilisierung auf Umweltallergene und anamnestisch Neurodermitis mit
Hautallergie, ein ungenÃ¼gend eingestellter Diabetes mellitus Typ II, ein
WirbelsÃ¤ulensyndrom und eine Depression vorliegen. Von der letztgenannten
Depression geht dabei bereits kein erwerbsmindernder Dauereinfluss aus, was auch
der der Neurologe und Psychiater Dr. J. in seinem Gutachten vom 17. April 2017
bestÃ¤tigt hat. Dies ist fÃ¼r den Senat auch schlÃ¼ssig aufgrund der von Dr. J.
nachvollziehbar geschilderten und sich aus den wÃ¤hrend der gutachterlichen
Untersuchung erhobenen Befunden ergebenden, nur gering ausgeprÃ¤gten
Symptomatik sowie der nach Beurteilung des SachverstÃ¤ndigen nur gering
dosierten antidepressiven Medikation, die sich aus dem Befundbericht der
behandelnden FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und
Psychtherapie Dr. H. vom 22. September 2016 ergibt. FÃ¼r eine nur blande
Symptomatik spricht auch die geringe Frequenz der fachÃ¤rztlichen Behandlung
von zwei Monaten.

Der KlÃ¤ger kann aber trotz der bei ihm bestehenden Leiden Arbeiten in
temperierten RÃ¤umen, in Tagesschicht, leichte Arbeiten mit Heben und Tragen bis
ca. 5 kg, mit Publikumsverkehr, unter Einwirkung von LÃ¤rm, mit besonderer
Verantwortung, Aufmerksamkeit und geistiger Beanspruchung, mit besonderen
Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen, an das SehvermÃ¶gen,
FarbunterscheidungsvermÃ¶gen, rÃ¤umliches Sehen und praktische
ZweihÃ¤ndigkeit noch vollschichtig, d. h. Ã¼ber sechs Stunden arbeitstÃ¤glich
verrichten. Arbeiten im Freien unter Einwirkung von KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft,
Temperaturschwankungen, Hitzearbeiten, Arbeiten unter der Einwirkung von
StÃ¤uben, Rauchen, Gasen, DÃ¤mpfen, Arbeiten unter erhÃ¶hter
Verletzungsgefahr, z. B. mit Absturzgefahr, mit Starkstrom, an laufenden Maschinen
wegen des Auftretens einer Hyperventilation mit eventueller
Hyperventilationstetanie, schwere und mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten, Heben
und Tragen von Lasten mit mehr als 5 kg, Arbeiten mit hautbelastenden Stoffen und
Arbeiten in Wechselschicht kann der KlÃ¤ger indessen wegen seiner
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen nicht mehr ausÃ¼ben. Dieses positive und
negative Leistungsbild steht zur Ã�berzeugung des Senats auf der Grundlage des
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Prof. Dr. G. fest, wobei das quantitative
LeistungsvermÃ¶gen, welches nicht erheblich eingeschrÃ¤nkt ist, von Dr. F. in
seinem sozialmedizinischen Gutachten vom 5. Januar 2015 ebenso bestÃ¤tigt wird
wie durch das neurologisch-psychiatrische Gutachten des Dr. J. vom 17. April 2017.
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Die bestehen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen erklÃ¤rt der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. G. fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend mit den von ihm
erhobenen und im Gutachten nachvollziehbar dargestellten Befunden. Sie ergeben
sich wesentlich aus der bei dem KlÃ¤ger bestehenden Atemwegserkrankung.
Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers und der Beigeladenen fÃ¼hren sie nicht zur
Verschlossenheit des allgemeinen Arbeitsmarktes, weil weder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung besteht noch sich aus der Kombination der
negativen LeistungseinschrÃ¤nkungen eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen ergibt (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 19. Oktober 2011
â�� B 13 R 78/09 R â��, BSGE 109, 189-199, SozR 4-2600 Â§ 43 Nr. 16, Rn. 33).

Weiterhin liegt beim KlÃ¤ger auch keine WegeunfÃ¤higkeit vor, denn er kann nach
den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. G. 500m noch in 20 Minuten zu
FuÃ� zurÃ¼cklegen und somit Wege zu einem Arbeitsplatz und zurÃ¼ck unter
Inanspruchnahme Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel bewÃ¤ltigen. Eine wesentliche
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit besteht krankheitsbedingt nicht, auch
insbesondere nicht aufgrund der Atemwegserkrankung. So hat der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. G. schon in seinem Gutachten vom 29. Januar 2018
nachvollziehbar dargestellt, dass die Belastbarkeit des KlÃ¤gers insoweit nicht
relevant eingeschrÃ¤nkt ist, da er im 6-Minuten-Gehtest 350m zurÃ¼cklegen
konnte und 49 Stufen in 65 Sekunden bewÃ¤ltigen konnte. In seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 19. April 2018 hat er sodann Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass
die beim Belastungs-EKG aufgetretenen Atemnotbeschwerden, die zu einem
Abbruch bei 50 Watt Belastung fÃ¼hrten, nicht aufgrund der pulmonalen Situation
zu erklÃ¤ren gewesen sind, sondern auf die beim KlÃ¤ger aufgetretene
Hyperventilation zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. Eine EinschrÃ¤nkung hinsichtlich der
pulmonalen LeistungsfÃ¤higkeit lieÃ� sich daraus nicht ableiten, der
Sauerstoffpartialdruck betrug vor der Belastung 69,5 mmHg bei einem Sollwert von
83,4 mmHg und stieg unter der Belastung auf 104 mmHg; ein Wert der vom
SachverstÃ¤ndigen als im hoch normalen Bereich eingeordnet wird. Der gezogene
Schluss, dass damit eine BelastungseinschrÃ¤nkung beim Belastungs-EKG nicht
durch eine pulmonale LeistungseinschrÃ¤nkung und mithin nicht aufgrund der
Grunderkrankung der obstruktiven VentilationsstÃ¶rung mit Lungenemphysem
sondern aufgrund der Hyperventilation bestand, ist fÃ¼r den Senat nachvollziehbar.
Dem entsprechend ergab sich auch beim Treppensteigen kein Abfall des
Sauerstoffpartialdruckes als Hinweis auf eine GasaustauschstÃ¶rung, wofÃ¼r auch
die beschriebenen Laktatwerte (2,20 mmol/l) deutlich unterhalb der
Dauerleistungsgrenze von 4 mmol/l sprechen. Die aerob/anaerobe
Dauerleistungsgrenze wurde weder hier noch im 6-Minuten-Gehtest erreicht. Auch
bei letzterem lag der vom SachverstÃ¤ndigen erhobene Laktatwert lediglich bei
1,43 mmol/l. Die im 6-Minuten-Gehtest aufgetretenen Schwindelerscheinungen sind
nach den Angaben des SachverstÃ¤ndigen typisch fÃ¼r eine Hyperventilation ohne
morphologisches oder pathophysiologisches Korrelat. Insgesamt ist damit die
EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. G., dass kein medizinisch
internistischer Befund besteht, der eine relevante EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens rechtfertigt, nachvollziehbar und die Schlussfolgerung, dass der
KlÃ¤ger, der in sechs Minuten 350 m zurÃ¼cklegen konnte, 500m in 20 Minuten
zurÃ¼cklegen kann, widerspruchsfrei. Anhaltspunkte fÃ¼r eine psychisch bedingte
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EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit ergeben sich nicht.

Das somit nicht relevant geminderte LeistungsvermÃ¶gen besteht zur
Ã�berzeugung des Senats auch bereits seit dem 29. Juli 2013. Hierbei stÃ¼tzt der
Senat auf das Gutachten des Prof. Dr. G. vom 29. Januar 2018, nach dessen
nachvollziehbarer EinschÃ¤tzung das krankheitsbedingt beeintrÃ¤chtigte
RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers bereits seit der ersten aktenkundigen
LungenfunktionsprÃ¼fung, die auf den 29. Juli 2013 datiert, unverÃ¤ndert in dem
zuvor dargestellten Umfang besteht. Dem stehen die Gutachten von Dr. F. und Dr. J.
nicht entgegen. Dr. J. hat ausgefÃ¼hrt, dass aus psychiatrischer Sicht zu keinem
Zeitpunkt eine relevante Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit bestand und Dr. F.
nimmt zu dem Zeitpunkt des Bestehens des von ihm festgestellten
LeistungsvermÃ¶gens keine Stellung, geht aber ebenso von einer nicht erheblichen
â�� qualitativen â�� LeistungseinschrÃ¤nkung aus.

Der Einwand des Beklagten, dass der Bescheid vom 23. Januar 2014 zum Zeitpunkt
seines Erlasses der Bescheid vom 23. Januar 2014 rechtmÃ¤Ã�ig gewesen sei, weil
eine nach Â§ 45 SGB XII â�� bindende Entscheidung des
RentenversicherungstrÃ¤gers nicht vorgelegen habe und bis dahin die
Stellungnahme der Agentur fÃ¼r Arbeit vom 30. Juni 2006 gegolten habe, wonach
der KlÃ¤ger auf Dauer erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des SGB II gewesen sei, greift
nicht durch. Eine Bindungswirkung kann von der Feststellung der DRV Hessen vom
24. Februar 2014 nach Â§ 45 Satz 2 SGB XII bereits deshalb nicht ausgehen, weil die
am 3. MÃ¤rz 2014 beim Beklagten eingegangene Stellungnahme zur Zeit Erlasses
des Bescheids vom 23. Januar 2014 noch gar nicht vorlag. Aber auch die Wirkungen
der Stellungnahme der Agentur fÃ¼r Arbeit vom 30. Juni 2006 stehen der
Beurteilung des Bescheids vom 23. Januar 2014 nicht entgegen, denn eine
verfahrensrechtliche Sperrwirkung (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 9. September 1999, 
B 11 AL 13/99 R zu Â§ 105a AFG) geht von ihr nur nach Â§ 44a Abs. 1 Satz 7 SGB II
aus, wonach im Verfahren Ã¼ber den Widerspruch gegen die Feststellungen der
Agentur fÃ¼r Arbeit bis zur Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch Leistungen nach
dem SGB II erbracht werden mÃ¼ssen. Normadressat von Â§ 44a Abs. 1 Satz 7 SGB
II, der der Nahtlosigkeitsregelung des Â§ 125 Abs. 1 SGB III a. F. nachempfunden ist,
ist allein der SGB II-LeistungstrÃ¤ger (BlÃ¼ggel in: Eicher/Luik. SGB II, 4. Auflage
2017, Â§ 44a Rn. 73). Der SGB XII-LeistungstrÃ¤ger bleibt indessen verpflichtet, die
ErwerbsfÃ¤higkeit des HilfebedÃ¼rftigen von Amts wegen zu ermitteln (Â§ 21 SGB
X) und ggf. vorsorglich ErstattungsansprÃ¼che nach dem SGB X bereits wÃ¤hrend
der Dauer der Ermittlungen gegen den SGB II-LeistungstrÃ¤ger anzumelden.
Ungeachtet der Frage ihrer Bindungswirkung fÃ¼r den Beklagte (und den
Beigeladenen), ist die Stellungnahme der Agentur fÃ¼r Arbeit in Ermangelung einer
entsprechenden gesetzlichen Regelung jedenfalls fÃ¼r den Senat â�� ebensowenig
wie im Ã¼brigen die Stellungnahme des RentenversicherungstrÃ¤gers nach Â§ 45
SGB XII â�� nicht verbindlich. Vielmehr ist in der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung (BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 2010, B 8 SO 17/09 R, BSGE 106, 62 ff,
Rn. 16) geklÃ¤rt, dass die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit die verminderte
ErwerbsfÃ¤higkeit des HilfebedÃ¼rftigen aus GrÃ¼nden des effektiven
Rechtschutzes auch in vollem Umfang von Amts wegen selbst Ã¼berprÃ¼fen
kÃ¶nnen mÃ¼ssen.
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Offen lassen kann der Senat, ob die Ã¼brigen Voraussetzungen fÃ¼r die
RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes nach Â§ 45
Abs. 2 bis 4 SGB X vorliegen, denn jedenfalls hat der Beklagte das nach Â§ 45 Abs.
1 SGB X erforderliche RÃ¼cknahmeermessen nicht ausgeÃ¼bt. Es liegt ein Fall von
Ermessensnichtgebrauch vor. Indem der Beklagte von einer Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse aufgrund der Stellungnahme der DRV Hessen vom 24. Februar 2014
und damit von der Anwendbarkeit von Â§ 48 SGB X ausgegangen ist, hat er â��
ausgehend von seinem Rechtsstandpunkt zu Recht, da Aufhebungen mit Wirkung
fÃ¼r die Zukunft nach Â§ 48 Abs. 1 SGB X eine gebundene Entscheidung darstellen
â�� weder im Ausgangs- noch im Widerspruchsbescheid Ermessen Ã¼berhaupt
ausgeÃ¼bt.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt hinsichtlich der
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beigeladenen, dass dieser keinen Antrag gestellt
hat (Gutzler in: Roos/Wahrendorf, SGG Â§ 193 Rn. 59-61, beck-online).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht gegeben.

Erstellt am: 12.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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